
der Einfuhr von und des Handels mit Tieren, in Bezug auf
Säugetiere, die aus einem anderen EU-Mitgliedstaat eingeführt
werden und unter die Anhänge B, C oder D der Verordnung
fallen oder die in der Verordnung nicht genannt werden,
nicht gerechtfertigt ist, wenn diese Säugetiere in dem Mit-
gliedstaat nach den Rechtsvorschriften dieses Staates gehalten
werden und diese Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen
der Verordnung in Einklang stehen?

2. Steht Art. 30 EG-Vertrag oder die Verordnung Nr. 338/97
der Regelung eines Mitgliedstaats entgegen, die aufgrund der
bestehenden Rechtsvorschriften über den Tierschutz die kom-
merzielle Verwendung von Exemplaren mit Ausnahme der
ausdrücklich in den nationalen Rechtsvorschriften aufgeführ-
ten verbietet, wenn das Ziel des Schutzes dieser Arten, wie es
in Art. 30 EG-Vertrag genannt ist, durch Maßnahmen, die
den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr weniger
beschränken, ebenso wirksam erreicht werden kann?

(1) ABl. 1997 L 61, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo
(Spanien) eingereicht am 3. Mai 2007 — UTECA (Unión de
Televisiones Comerciales Asociadas)/Federación de Asocia-
ciones de Productores Audiovisuales, Ente Público RTVE

und Administración Estado

(Rechtssache C-222/07)

(2007/C 155/26)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal Supremo

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: UTECA (Unión de Televisiones Comerciales Asociadas)

Beklagter: Federación de Asociaciones de Productores Audiovi-
suales, Ente Público RTVE und Administración Estado

Vorlagefragen

1. Erlaubt Art. 3 der Richtlinie 89/552/EWG (1) des Rates vom
3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus-
übung der Fernsehtätigkeit in ihrer Fassung durch die Richt-
linie 97/36/EG (2) des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 30. Juni 1997 den Mitgliedstaaten, Fernsehverans-
taltern die Verpflichtung aufzuerlegen, einen Vomhundertsatz

ihres Betriebsergebnisses für die Vorabfinanzierung von euro-
päischen Spiel- und Fernsehfilmen zu verwenden?

2. Sollte die vorstehende Frage bejaht werden: Ist eine nationale
Vorschrift, die neben der Verpflichtung zur Vorfinanzierung
60 v. H. dieser Pflichtfinanzierung Werken in spanischer Ori-
ginalsprache vorbehält, mit dieser Richtlinie und mit Art. 12
EG-Vertrag in Verbindung mit den Einzelvorschriften, auf die
dieser Bezug nimmt, vereinbar?

3. Handelt es sich bei der durch eine nationale Vorschrift den
Fernsehanbietern auferlegte Verpflichtung, einen Vomhun-
dertsatz ihres Betriebsergebnisses für die Vorfinanzierung
von Spielfilmen zu verwenden, von denen 60 v. H. spezifisch
für Werke mit Spanisch als Originalsprache verwendet wer-
den muss, die mehrheitlich von der spanischen Filmindustrie
produziert werden, um eine staatliche Beihilfe zugunsten die-
ser Industrie im Sinne des Art. 87 EG-Vertrag?

(1) ABl. L 298, S. 23.
(2) ABl. L 202, S. 60.

Klage, eingereicht am 4. Mai 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Großherzogtum Luxemburg

(Rechtssache C-224/07)

(2007/C 155/27)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: N. Yerrell und P. Dejmek)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch
gegen Art. 33 der Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Eisen-
bahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Änderung der
Richtlinie 95/18/EG des Rates über die Erteilung von Geneh-
migungen an Eisenbahnunternehmen und der Richtlinie
2001/14/EG über die Zuweisung von Fahrwegkapazität der
Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von
Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung
(Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit) (1) verstoßen hat,
dass es nicht alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlas-
sen hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzu-
kommen;
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